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§ 76 Standard des Beschwerdeverfahrens 
sprechen allerdings dafür, dass auch weiterhin die volle Kognition der kan-
tonalen Gerichte als bundesrechtliche Vorgabe gilt (a.M. etwa ROBERT 
HURST, in: ZÜND/PFIFFNER RAUBER, § 18a Rz. 3 f., m.w.H.). Zur Ange-
messenheit vgl. § 80 N . 17. 
VIII. Schriftlichkeit des Verfahrens und des Urteils 
Das Verfahren wird nicht nur mit einer schriftlichen Beschwer-
de eingeleitet, sondern ATSG 61 /h verlangt auch ein schriftliches Urtei l 
mit Begründung, Rechtsmittelbelehrung und Angabe der Namen der tei l-
nehmenden Mitgl ieder des Versicherungsgerichts, was im Hinblick auf 
allfällige Ablehnungsgründe gegen ein Gerichtsmitglied von Bedeutung 
ist (SVR 2001 UV Nr. 11 S. 41 f.). 
Für die dazwischen liegenden Verfahrensabschnitte verlangt das Bun-
desrecht nicht ausdrücklich ein schriftliches Verfahren; die Kantone sehen 
es jedoch in aller Regel vor. Nach Bundesrecht (ATSG 61 /e) können die 
Parteien zur Verhandlung vorgeladen werden, sofern es die Umstände 
rechtfertigen. Daraus kann kein unbedingter Anspruch auf mündliche An-
hörung abgeleitet werden; eine solche kann jedoch im Rahmen des Unter-
suchungsgrundsatzes angezeigt sein. 
Das Urtei l muss nicht nur den Parteien, sondern auch der zuständigen 
Bundesbehörde, die mit der Aufsicht über die Vollzugsorgane der betrof-
fenen Sozialversicherung betraut ist, eröffnet werden, da sie zur Beschwer-
de ans Bundesgericht legitimiert ist (vgl. zum Beispiel AHVV 201 /2; ELV 
38/2; KVV 2711; UVV 132/ 1; AVIG 102 sowie BGG 89/2/d). 
IX. Anspruch auf öffentliches Verfahren 
Gernäss EMRK 6/ 1 Satz 1 hat jede Person Anspruch darauf, 
dass ihre Sache in billiger Weise öffentlich und innerhalb einer angemes-
senen Frist von einem unabhängigen und unparteiischen, auf Gesetz be-
ruhenden Gericht gehört wird, das über zivi lrechtliche Ansprüche und 
Verpflichtungen zu entscheiden hat. Diese Verfahrensgarantie bezieht 
sich auf sämtl iche sozialversicherungsrechtlichen Leistungs- und Bei-
tragsstreitigkeiten, da es sich dabei um zivilrechtliche Streitigkeiten im 
Sinne der EMRK handelt (vgl. BGE 121 V 111 E. 3a). 
Der Grundsatz soll den Prozessbeteiligten eine korrekte und gesetz-
mässige Behandlung gewährleisten und einer allgemeinen Öffentlichkeit 
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Gelegenheit geben, Kenntnis zu erhalten, wie das Recht verwaltet und die 
Rechtspflege ausgeführt wird (Partei-, Publikums- und Presseöffent-
lichkeit) . Die rechtsstaatliche und demokratische Bedeutung des Grund-
satzes der Öffentlichkeit verbietet einen Ausschluss dort, wo nicht über-
wiegende Gründe der staatlichen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung und 
Sittlichkeit oder schützenswerte Interessen Privater dies vordringlich gebie-
ten. Die Konvention selber sieht eine Ausnahme auch dort vor, wo die 
öffentliche Verhandlung die Interessen der Rechtspflege beeinträchtigen 
würde (EMRK 6/ 1 Satz 2; BGE 119 V 380 E. 4 b/bb) . 
In EMRK 6/ 1 ist der Anspruch auf öffentliche Verhandlung und die 
Öffentlichkeit des Entscheides garantiert. Wenn es in ATSG 61 /a heisst, 
das Verfahren vor dem kantonalen Versicherungsgericht habe in der Regel 
öffentlich zu sein, so wird damit diese Verfahrensgarantie aufgenommen 
(BBl 1999 4626). 
Der Anspruch auf öffentliche Verhandlung erstreckt sich weder auf die 
allfällige Beweisabnahme durch das Gericht noch auf die Urteilsberatung 
oder -abstimmung, sondern gibt Anspruch auf eine mündliche Erö1terung 
des Beweisergebnisses vor der Spruchbehörde im Sinne einer öffentlichen 
mündlichen Schlussverhandlung (HERZOG, a.a.O ., 335); dies setzt eine 
Protokollierung der entscheidwesentlichen Tatsachen und Ergebnisse vo-
raus (BGE 124 V 389 ff.). Der Anspruch auf öffentliche Verhandlung ge-
mäss BV 30/3 geht nicht weiter a ls der konventionsweise garantierte An-
spruch (BGE 128 I 288 ff.) . 
Die Verfahrensgarantie ist m indestens durch ein Gericht zu gewähr-
leisten; primär ist dies das kantonale Gericht. Nach der Rechtsprechung des 
Bundesgerichts setzt die Durchführung einer solchen Verhandlung vor dem 
kantonalen Gericht einen ausdrücklichen oder konkludenten Antrag voraus; 
fehlt es daran, ist nach der Bundesgerichtspraxis grundsätzlich ein Verzicht 
anzunehmen (BGE 122 V 54 ff. E. 3; 125 V 38 f. E. 2), was wohl kaum 
konventionskonform ist ( vgl. BGE 121 III 206 E. 1 b ). Zudem ist zu be-
rücksichtigen, dass EMRK 6/1 nicht nur eine öffentliche Verhandlung, 
sondern ebenfalls eine Beurteilung in angemessener Frist fordert, was bun-
desrechtlich noch durch den Anspruch auf ein rasches Verfahren (ATSG 
61/a) unterstrichen wird . Müsste in den meisten Verfahren eine öffentliche 
Verhandlung durchgeführt werden, wäre dies nur dann möglich, wenn die 
kantonalen Gerichte personell um ein Vielfaches ausgebaut würden. 
Nach der Rechtsprechung (BGE 122 V 56 ff. E. 3b) kann unter be-
stimmten Voraussetzungen von einer öffentlichen Verhandlung abgesehen 
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1. nach Schluss des Schriftenwechsels und nicht schon bei Einleitung 
des Verfahrens, 
2. im Sinne e iner Sch ikane oder einer Verzögerungstaktik, 
3. bei offensichtlicher Unzulässigkeit oder Unbegründetheil des 
Rechtsmittels (z.B. wenn keine streitrelevanten Einwände erhoben 
werden oder ein gesetzlich gar nicht vorgesehener Anspruch geltend 
gemacht wird), 
4. bei hoher Technizität der Materie (z .B. im Fal le einer Rentenberech-
nung in der AHV, BGE 120 V 4 ff. E. 2) oder in der Frage der Be-
rechnung der Beschwerdefrist (BGE 125 V 38 f. E. 2), 
5. bei Zuspruch der materie llen Rechtsbegehren allein aufgrund der 
Akten. 
Damit dürfte unter konventionsrechtlichen Aspekten noch nicht das 
letzte Wort gesprochen sein . Richtigerweise wird im Einzelfall eine Abwä-
gung der je gegenläufigen individuellen und öffentlichen Interessen vorzu-
nehmen sein, und es ist - wenn die Ausnahme nicht eindeutig bejaht wer-
den kann - zugunsten der Verfahrensgarantie zu entscheiden. 
Unter dem Aspekt der gernäss EMRK 6/1 Satz 2 gebotenen öffentli-
chen Verkündigung des Urtei ls genügt es, dass die Urteile der Allgemein-
heit zugänglich sind (vgl. BGE 115 V 255 f. E. 4d). 
X. Vertretung und unentgeltliche Verbeiständung 
1. Vertretung 
Gernäss ATSG 6 1/f muss das Recht gewährleistet sein, sich 
verbeiständen zu lassen. Mit diesem Ausdruck ist gemeint, dass die recht-
suchende Person einen Anspruch hat, einen Prozessvertreter mit der Wah-
rung ihrer Interessen zu beauftragen. 
Wer als Vertreter zugelassen ist, wird im ATSG nicht bestimmt, son-
dern dies ergibt sich aus dem kantonalen Verfahrensrecht Es ist nicht bun-
desrechtswidrig, wenn das kantonale Recht die Vertretungsbefugnis auf 
den Anwaltsstand beschränkt (RKUV 1986 U 6 S. 331 ff. E. 2b; BGE 114 
V 203 ff.). 
Wird eine Rechtsschrift von einer Person eingereicht, die nicht als 
Vertreterin handeln kann, so verstösst es im Sozialversicherungsrecht ge-
gen BV 9, wenn nicht eine Nachfrist angesetzt und damit die Gelegenheit 
eingeräumt wird, die Rechtshandlung von einer dazu berechtigten Person 
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nachholen zu lassen. Das Gebot der Ansetzung einer Nachfrist ist auch 
Ausdruck der Einfachheit des Verfahrens, die der rechtsuchenden Person 
die Beschreitung des Rechtsweges möglichst erleichtern will (BGE 99 V 
124 E. 3c). 
2. Unentgeltliche Verbeiständung 
Weil der Sozialversicherungsprozess grundsätzlich kostenfrei 
ist (Ausnahme: IVG 69/1 bis; N. 58 hinten), sp ielt nur das Recht auf unent-
geltliche Verbeiständung eine nennenswerte Rolle . 
Bereits gestützt auf BV 29/3 hat jede Person, die nicht über die erfor-
derlichen Mittel verfugt, einen verfassungsmässigen Anspruch auf einen 
unentge ltlichen Rechtsbeistand, wenn ihr Rechtsbegehren nicht aus-
sichtslos erscheint. Dieses Recht ist in A TSG 61/f Satz 2 formell-gesetzlich 
gewährleistet unter der Voraussetzung, dass es die Verhältnisse rechtfeiti-
gen. 
Die Verhältnisse rechtfertigen dann die Gewährung der unentgeltli-
chen Verbeiständung, wenn die gesuchstellende Person bedürftig ist, das 
Begehren nicht aussichtslos und die Vertretung sachlich geboten ist 
(RKUV 2000 KV Nr. 11 9 S. 155 E. 2; BGE 125 V 202 E. 4a; 122 I 271 
E. 2b). Die gesuchstellende Partei ist verpflichtet, ihre Einkommens- und 
Vermögensverhältnisse offenzulegen, damit die Voraussetzungen der Be-
dürftigkeit geprüft werden können (z.B. SVR 1998 UV Nr. 11 S. 40 
E. 4c/bb). 
Die Gebotenheit der Verbeiständung ist nach den Umständen des Ein-
zelfalles danach zu beurteilen, ob eine nicht bedürftige Partei unter sonst 
gleichen Verhältnissen vernünftigerweise eine rechtskundige Person bei-
ziehen würde, weil sie selber zu wenig rechtskundig ist und das Interesse 
am Prozessausgang den AufWand rechtfertigt (BGE 103 V 47; 122 lli 
393 f. E. 3b). 
Für die Beurteilung der Bedürftigkei t sind die wirtschaft lichen Ver-
hältnisse im Zeitpunkt massgeblich, in dem über das Gesuch entschieden 
wird (vgl. BGE 108 V 269 E. 4); voraussehbare dauerhafte Veränderungen 
müssen aber berücksichtigt werden. 
Zu den Voraussetzungen, unter denen eine flir eine gemeinnützige Or-
ganisation tätige Rechtsanwältin als unentgeltliche Rechtsbeiständin be-
stellt werden kann, vgl. BGE 135 I 1 ff. 
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